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Anfrage 0314/2012/1 zur Sitzung  am   

 

Mehrbelastungen der Stadt Mainz durch Schülerbeförderung (FDP) 
 
 Der Landauer Oberbürgermeister, Hans-Dieter Schlimmer, SPD, hat einen Brandbrief an 
den rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten, Kurt Beck, SPD geschrieben. In dem 
Schreiben wies der Landauer SPD-Politiker den Ministerpräsidenten darauf hin, dass das 
neue Gesetz der rot-grünen Landesregierung zur Schülerbeförderung mit einer Auswei-
tung der kostenfreien Schülerbeförderung für die Stadt Landau zu Mehrkosten in Höhe 
von 500.000 Euro pro Jahr führt. Diese Kosten würden nicht durch das Land ausgegli-
chen. 
Im Haushalt der Stadt Mainz sind von 2010 bis 2013 steigende Kosten für die Schülerbe-
förderung ausgewiesen, von 4,35 auf 4,83 Mio €. Während die Elternanteile durch die 
Landesgesetzgebung drastisch zurückgehen, bleiben die Landeszuweisungen mit ca. 2,1 
Mio € praktisch konstant. Damit steigt der Finanzbedarf der Stadt von 1,661 Mio € in 2010 
auf 2,589 Mio €  um fast 1 Mio € bzw. über 50 % (!). 
 

 

Wir fragen an: 

 
1. Wie hoch ist die Anzahl der Schüler, die eine Fahrtkostenerstattung durch die Stadt 

Mainz erhalten? Wie viele davon kommen aus dem rheinhessischen Umland, wie 
viele aus dem Mainzer Stadtgebiet? 

 
2. Wie entwickelt sich der Anteil der Schüler mit und ohne Eigenanteil der Eltern an 

den Fahrtkosten auf Grund der geänderten Rahmenbedingungen, die das Land 
vorgibt? 

 
3. Ist der Anstieg der Schülerbeförderungskosten für die Stadt Mainz ausschließlich 

auf geänderte landesrechtliche Vorgaben, wie den Wegfall des Elternanteils für wei-
tere Schülergruppen, zurückzuführen? Wenn nein, in welcher Höhe und woraus re-
sultiert der andere Teil? 

 
4. Gibt es einen Ausgleich durch das Land über andere Mittelzuweisungen, und wenn 

ja an welcher Stelle, in welcher Höhe und ist der finanzielle Ausgleich ausreichend?  
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5. Wie beurteilt die Stadt die Entwicklung bei den Schülerbeförderungskosten vor dem 
Hintergrund des aktuellen Urteils des Verfassungsgerichtshofes zum kommunalen 
Finanzausgleich?  

 

 

 

Walter Koppius 

FDP-Fraktionsvorsitzender 
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